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Der Deutsche Bundestag hat die Petition am 29. März 2007 abschließend beraten 

und beschlossen: 

Das Petitionsverfahren abzuschließen, weil er dem Anliegen nicht entsprechen 

konnte. 

Begründung 

Mit der Petition wird eine Absenkung der Mehrwertsteuer um 8 v. H. gefordert.  

 

Zu dieser öffentlichen Petition gingen 251 Mitzeichnungen sowie 72 Diskussionsbei-

träge ein.  

 

Die geforderte Senkung der Mehrwertsteuer wird damit begründet, dass es nach der 

Absenkung zu einer Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland und damit zur 

Schaffung neuer Arbeitsplätze kommen werde.  

 

Zu den weiteren Einzelheiten des Vorbringens wird auf den Akteninhalt verwiesen.  

 

Das Ergebnis der parlamentarischen Prüfung stellt sich auf der Grundlage einer Stel-

lungnahme des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) wie folgt dar: 

 

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 ist im Interesse der dringend erforderlichen 

Haushaltskonsolidierung die Erhöhung des Regelsatzes der Umsatzsteuer zum 

01.01.2007 um 3 v. H. von 16 v. H. auf 19 v. H. beschlossen worden. Mit diesem er-

höhten Umsatzsteuersatz liegt Deutschland im Bereich des europäischen Durch-

schnitts. Die Einnahmen aus 2 v. H. der Umsatzsteuererhöhung werden Bund, Län-

dern und Gemeinden zur dauerhaften Verminderung ihrer Haushaltsdefizite dienen. 

Die Mehreinnahmen des weiteren Prozentpunktes machen die Absenkung des Bei-

tragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 2 v. H. auf 4,5 v. H. möglich und tragen 

damit zur Senkung der Arbeitskosten bei. Weiterhin wird der ermäßigte Umsatz-
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steuersatz von 7 v. H. für verschiedene Produktgruppen, die den Grundbedürfnissen 

der Bevölkerung dienen, beibehalten. Die mit der Petition angestrebte Senkung der 

Mehrwertsteuersatzes um 8 v. H. würde zwar tendenziell stimulierend auf die 

Binnennachfrage wirken, ließe jedoch das im europäischen Kontext dringliche Ziel 

der Haushaltskonsolidierung nicht erreichen. 

 

Nach dem Dargelegten kann der Petitionsausschuss nicht in Aussicht stellen, im 

Sinne des geäußerten Anliegens tätig zu werden. Er empfiehlt daher, das Petitions-

verfahren abzuschließen. 

 

 


